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► Nr.  VO/2023/11827
öffentlich

Lübeck, 20.01.2023
Antrag eines Ausschuss-Mitgliedes
Verantwortliche Bereiche:
Geschäftsstelle der Fraktion Alternative für Deutschland (AfD)

Bearbeitung: Andrea Gaidetzka (E-Mail: andrea.gaidetzka-luebeck@afd-sh.de Telefon: 122-
1056)

Antrag des AM Herwig Alt (AfD): Einrichtung einer Projektgruppe 
"Ludwig Erhard"
Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zuständigkeit

13.02.2023 Wirtschaftsausschuss und Ausschuss für 
den "Kurbetrieb Travemünde (KBT)"

Öffentlich zur Entscheidung

Antrag:
Der Bürgermeister wird beauftragt, eine Projektgruppe „Ludwig Erhard“ einzurichten, die sich 
aus Persönlichkeiten aus der Wirtschaft, der IHK und Handwerkskammer sowie der städti-
schen Verwaltung zusammensetzt. Ziel dieser Projektgruppe ist es, Vorschläge und Initiati-
ven zu erarbeiten, um die permanente Ausdehnung der öffentlichen Hand auf das wirtschaft-
liche Geschehen auf kommunaler Ebene zurückzudrängen und der sozialen Marktwirtschaft 
im Sinne eines Ludwig Erhards wieder mehr Raum zu geben. Flankierend dazu soll der Wirt-
schaftsausschuss einen Appell an die Landesregierung verfassen, eine dementsprechende 
Projektgruppe auch auf Landesebene ins Leben zu rufen.

Begründung:
Die Staatsausgabenquote lag in 2021 in Deutschland bei zwischenzeitlich  52,3%, was mit 
den höchsten Wert seit Bestehen der Bundesrepublik darstellt. Das bedeutet, dass Bund, 
Länder und Gemeinden immer mehr Aufgaben an sich ziehen, die früher bei den Bürgern 
und privaten Unternehmen lagen. Faktisch haben wir damit zwischenzeitlich eine Staatswirt-
schaft, und keine soziale Marktwirtschaft mehr.

Ludwig Erhard ist der Vater der deutschen sozialen Marktwirtschaft; er hat damit die Grund-
lagen für unseren Wohlstand gelegt. Sein Motto war: „Wohlstand für Alle!“. Daher soll auch 
die Projektgruppe seinen Namen tragen.

Eine hohe Staatsausgabenquote, einhergehend mit hinderlicher Bürokratie (z.B. in Form von 
langwierigen und aufwendigen Genehmigungsverfahren,   immer stärker einschränkenden 
Auflagen für die Unternehmen, etc.),  überbordende Regulierung sowie hohe Energiepreise 
und Inflation führen für viele private Unternehmen zu einer existenzbedrohenden Lage. Da-
her ist  ein umgehendes und nachhaltiges Gegensteuern dringend erforderlich, womit in ei-
nem ersten Schritt auf kommunaler Ebene begonnen werden sollte. Ein zweiter Schritt müss-
te dann auf Landesebene folgen.

Anlagen:
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Ausschussmitglied


